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Einschreiben (R)
Falls refusiert oder nicht abgeholt, als taxpflichtige B-Post zurücksenden


Anschrift




Verfügung


in Sachen

Einwohnergemeinde S.;
vertreten durch Einwohnerdienste

gegen

Er Beispielhaft, geboren 5. Oktember 1900, von Hitzkirch LU

betreffend

Niederlassung in der Einwohnergemeinde S.


1.	Sachverhalt
Am 5. Juni 2015 hatte Herr Er Beispielhaft das Anmeldeformular sowie die entsprechenden Unterlagen zwecks Anmeldung persönlich bei den Einwohnerdiensten abgegeben. Er ersuchte um Anmeldung als Aufenthalter in der Einwohnergemeinde S. Die Niederlassung beabsichtigt Herr Er Beispielhaft weiterhin in N. – Kanton C. – beizubehalten.

Herr Er Beispielhaft ist seit dem 1. Juni 2015 in der Einwohnergemeinde S. Mieter einer 4.5-Zimmerwohnung, die er mit Frau U. (Mitmieterin) selbst möbliert hat und deren Mietdauer gemäss Mietvertrag unbefristet ist.

Sein Arbeitsort befindet sich in der der Einwohnergemeinde S.

Bezüglich der Wohnsituation von Herrn Er Beispielhaft teilte die Einwohnerkontrolle N. mit, dass er an der Adresse der Eltern gemeldet sei. Bei dieser Liegenschaft, in welcher Herr Er Beispielhaft und seine Eltern den 1. Stock bewohnen, handle es sich um Wohneigentum der Familie Beispielhaft. Zudem sei gemäss Auskunft der Einwohnerkontrolle N. Herrn Er Beispielhaft bereits für R. (von November 2008 bis unbekannt), Y. (von Februar 2010 bis unbekannt) sowie zuletzt von April 2013 bis April 2015 für A. jeweils Heimatausweise ausgestellt worden.

Gemäss Nachfrage bei der Post, wird die Post für Herrn Er Beispielhaft an die Strasse 28 in der Einwohnergemeinde S. zugestellt und es bestehen keine Postaufträge an andere Adressen. 

Mit Brief vom 15. Juni 2015 wurde Herr Er Beispielhaft eröffnet, dass aufgrund der Gesamtumstände eine Anmeldung als Aufenthalter nicht akzeptiert werde und er sich in der Gemeinde S zur Niederlassung anmelden müsse.

In seiner Stellungnahme vom … hielt Herr Er Beispielhaft im Wesentlichen fest, dass er nur wegen seiner Arbeitsstelle in der Einwohnergemeinde S. wohne, seine Freizeit und seine Ferien verbringe er ausschliesslich in der Gemeinde N im Kanton C, dort sei er ebenfalls seit 2015 in der Feuerwehr aktiv. Er sei ebenfalls Mitglied in der Stadtmusik der Gemeinde.


2.	Erwägungen
2.1.	Formelles
Für die Klärung der Niederlassung ist die Einwohnergemeinde zuständig. Ausführendes Organ ist die Abteilung Einwohnerdienste.

2.2.	Materielles
§ 3 Gemeindegesetz vom 16. Februar 1992 (GG; BGS 131.1) lautet wie folgt: Wer in einer Einwohnergemeinde Niederlassung (Hauptwohnsitz) oder Aufenthalt (Nebenwohnsitz) begründet, hat sich innert 14 Tagen anzumelden und die erforderlichen Dokumente zu hinterlegen (Abs. 1). Wer seine Niederlassung oder seinen Aufenthalt aufgibt, hat sich innert 14 Tagen abzumelden (Abs. 2). Die Meldepflicht besteht auch bei Umzügen innerhalb der Gemeinde oder eines Gebäudes (Abs. 3). Nach § 5 Abs. 1 GG richten sich Niederlassung und Aufenthalt einer Person nach der Registerharmonisierungsgesetzgebung. Laut Art. 3 Bst. b Bundesgesetz über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister vom 23. Juni 2006 (RHG; SR 431.02) wird die Niederlassungsgemeinde wie folgt definiert: Gemeinde, in der sich eine Person in der Absicht dauernden Verbleibens aufhält, um dort den Mittelpunkt ihres Lebens zu begründen, welcher für Dritte erkennbar sein muss; eine Person wird in derjenigen Gemeinde als niedergelassen betrachtet, in der sie das erforderliche Dokument hinterlegt hat, und kann nur eine Niederlassungsgemeinde haben.

Für die Begründung müssen somit zwei Merkmale erfüllt sein: ein objektives äusseres – der Aufenthalt – sowie ein subjektives inneres – die Absicht des dauernden Verbleibens. Indizien zum Ersteren sind: Mieten, Kaufen, Bewohnen eines Hauses, einer Wohnung, eines Zimmers, Vereinstätigkeit, politische Aktivitäten usw. in der Wohngemeinde. Nach der Rechtsprechung kommt es nicht auf den inneren Willen, sondern darauf an, auf welche Absicht die erkennbaren Umstände objektiv schliessen lassen (BGE 127 V 237 E. 1 S. 239; BGE 125 V 76 E. 2a S. 77).

Die Niederlassung setzt sich aus einem objektiven, äusseren (Aufenthalt) und einem subjektiven, inneren Element (Absicht) zusammen, Zu seiner Feststellung ist von den äusserlich wahrnehmbaren Umständen, welche den Aufenthalt kennzeichnen, auf die dahinstehende Absicht zu schliessen. Dabei lässt sich gemeinhin kein strikter Beweis erbringen, sodass eine Abwägung aufgrund von Indizien erforderlich ist. Dies bedingt eine sorgfältige Berücksichtigung und Gewichtung sämtlicher Berufs-, Familien- und Lebensumstände. Auf die bloss äusseren Wünsche der betreffenden Person oder die gefühlsmässige Bevorzugung eines Ortes kommt es nicht an, ist der Wohnsitz doch insofern nicht frei wählbar (BGE 2C_270/2012).

Die Rechtsprechung besagt, dass sich bei Personen mit verschiedenen Aufenthaltsorten, der Lebensmittelpunkt dort befindet, wo die stärkeren wirtschaftlichen und persönlichen Beziehungen bestehen. Bei ledigen unselbständig erwerbenden Steuerpflichtigen liegt dieses grundsätzlich am Arbeitsort (…) um von dort aus der täglichen Arbeit nachzugehen (BGE 213 I 289). 

Nicht subjektive Wünsche oder Motive hinsichtlich der Verbundenheit mit einem Ort sind massgebend (BGE 97 II 3 f.; RRB 445/1984), sowohl die Absicht des dauernden Verbleibens an einem Ort wie auch der Mittelpunkt der Lebensbeziehungen einer Person muss sich durch feststellbare Sachverhalte erhärten lassen. 

Bei Aufenthalter sind nach der Praxis des Bundesgerichts für die Bestimmung des Mittelpunkts der Lebensinteressen die Gesamtheit der Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen. Als Kriterien sind dabei unter anderem Distanz zwischen Arbeits- und Familienort und Wohnverhältnisse zu berücksichtigen (Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, 4. Auflage, Bern 200, § 7 N 71). In Anlehnung an die steuerrechtliche Rechtsprechung gewichtet das Bundesgericht bei Unselbstständigerwerbenden die bei der Arbeit beziehungsweise am Arbeitsort, gepflegten Beziehungen grundsätzlich stärker als die in der Freizeit (namentlich am Wochenende oder in den Ferien) unterhaltenen Kontakte. 

Bei Alleinstehenden wird mit zunehmendem Alter tendenziell eine grössere Emanzipation vom Familien-ort und entsprechend eine zunehmend stärkere Bindung an den Arbeitsort angenommen. Das Hauptsteuerdomizil von ledigen unselbständig Erwerbenden befindet sich grundsätzlich am Arbeitsort, von dem aus die für längere oder unbestimmte Zeit der täglichen Erwerbstätigkeit nachgehen (Ernst Höhn / Peter Mäusli, a.a.O., § 7 N 78 m.w.H.).

Im Falle von Herr Er Beispielhaft bedeutet dies, dass er sich mindestens 5 Tage in der Woche in der Gemeinde N aufhält.

Die selbst möblierte 4.5-Zimmerwohnung mit unbefristeter Mietdauer, deutet darauf hin, dass Herr Er Beispielhaft die Absicht hat, sich auf Dauer in der Einwohnergemeinde S. aufzuhalten. «Dauernd» heisst nicht «für immer», sondern es genügt die Absicht, sich auf unbestimmte Zeit an einem Ort aufzuhalten. Aus diesem Grund steht selbst die Absicht, einen Ort zu einem späteren Zeitpunkt wieder zu verlassen (zum Beispiel infolge Arbeitsstellenwechsel), einer Niederlassungsbegründung in der Einwohnergemeinde S. nicht entgegen. Das Hauptmerkmal «Absicht des dauernden Verbleibens» kann somit als gegeben betrachtet werden.

Gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts wird bei Aufenthaltern, die das 30. Altersjahr überschritten haben oder bereits mehr als fünf Jahre vom Elternhaus getrennt leben, der Beziehung zum Elternhaus nicht mehr dieselbe Bedeutung beigemessen (vgl. Urteil des BGer 2C_809/2008 vom 6. August 2009, E. 3.1). Die bundesgerichtliche Praxis geht daher davon aus, dass diesfalls die Beziehung des Wochenaufenthalters zur elterlichen Familie nicht mehr so stark ist. Im Falle von Herr Er Beispielhaft bedeutet dies, dass er mit über 30 Jahren auf die Unterstützung der Eltern nicht mehr angewiesen ist und sich die Bindung zum Familienort sicherlich gelockert hat. Diese Annahme kann zusätzlich dadurch bekräftig werden, dass Herr Er Beispielhaft bereits in R., Y. sowie zuletzt in A. als Wochenaufenthalter gemeldet war. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass Herr Er Beispielhaft seit dem Jahre 2008, Bezug der ersten Bescheinigung zum auswärtigen Aufenthalt, von zu Hause ausgezogen ist. Herr Er Beispielhaft lebt demnach seit zirka 7 Jahren getrennt vom Elternhaus und während dieser Zeit kann angenommen werden, dass eine starke Emanzipation von Familienort stattgefunden hat.

Zusammenfassend wird festgehalten, dass in Anlehnung an die gängige Rechtsprechung auch für Dritte erkennbar ist, dass sich die stärkeren Beziehungen und somit der Lebensmittelpunkt von Herrn Er Beispielhaft in der Einwohnergemeinde S. befinden. Dies aufgrund dessen, dass er sich grössten Teils des Jahres in der Einwohnergemeinde S. aufhält, wo er eine selbst eingerichtete 4.5-Zimmerwohnung mit Frau U. bewohnt. Zudem liegen keine Beweismittel vor, die eine überdurchschnittliche Verbundenheit in familiärer oder gesellschaftlicher Beziehung mit N. nachweisen. Im Gegenteil, sogar bei der Post ist ausschliesslich ein Postauftrag an die Strasse 28 vorhanden. Wie stark Herr Er Beispielhaft mit den jeweiligen Wochenaufenthaltsorten verbunden ist, zeigt sich dabei, dass als letzte Adresse bei der Post A. registriert war. Auch bei der aktuellen Immobilienverwaltung hat Herr Er Beispielhaft nicht in etwa die Adresse in N., sondern seine vormalige Aufenthaltsadresse in A. angegeben.

Aufgrund der dargelegten Tatsachen und Erwägungen begründet Herr Er Beispielhaft seinen Lebensmittelpunkt zweifellos in der Einwohnergemeinde S.


3.	Verfügung
3.1.	Herr Er Beispielhaft wird aufgefordert, sich innert 10 Tagen ab Rechtskraft dieser Verfügung rückwirkend per 01.05.2023 mit Wohnadresse xxx zur Niederlassung anzumelden.
3.2.	Sollte die Anmeldung nach Rechtskraft dieser Verfügung nicht erfolgen, wird eine Ersatzvornahme, inklusive zusätzlicher Gebühren gemäss Gebührentarif der Einwohnergemeinde S., vorgenommen.



Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen nach Eröffnung schriftlich Beschwerde beim Gemeinderat erhoben werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begründung zu enthalten. Allfällige Beweismittel sind genau zu bezeichnen und beizulegen. Diese Verfügung ist beizulegen.







Einwohnerdienste Einwohnergemeinde S.



Till Fieberglas
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